
3. Ist es dem Gericht eines Mitgliedstaats verwehrt, die Unzu
lässigkeit eines Verhaltens festzustellen und deshalb Scha
densersatz zuzusprechen, wenn dieses Verhalten von den 
Sozialpartnern gestattet worden ist und diese Gestattung 
mit dem Gemeinschaftsrecht, wenn auch in Form einer 
nicht umgesetzten Richtlinie, im Einklang steht? 

4. Ist Art. 17 Abs. 3 der Richtlinie 93/104 dahin auszulegen, 
dass er ein Einschreiten der Sozialpartner und die Einfüh
rung einer abweichenden Regelung der wöchentlichen Ruhe
zeit durch diese in autonomer Weise, d. h. gänzlich losgelöst 
von Abs. 2 und von der dortigen Aufzählung von Berufen 
und Tätigkeiten gestattet? 

( 1 ) ABl. L 307, S. 18. 

Vorabentscheidungsersuchen des Vestre Landsret 
(Dänemark), eingereicht am 26. Juni 2009 — 

Skatteministeriet/DSV Road A/S 

(Rechtssache C-234/09) 

(2009/C 205/45) 

Verfahrenssprache: Dänisch 

Vorlegendes Gericht 

Vestre Landsret 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Skatteministeriet 

Beklagter: DSV Road A/S 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 204 Abs. 1 Buchst. a in Verbindung mit den Art. 92 
und 96 sowie in Verbindung mit Art. 1 und Art. 4 Nrn. 9 
und 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 ( 1 ) des Rates 
vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften dahin auszulegen, 

a) dass eine Zollschuld entsteht, wenn ein Versandverfah
ren für Waren, die nicht körperlich existieren, von einem 
zugelassenen Versender durch einen Fehler im NCTS 
System eingeleitet wird und wenn das Versandverfahren 
infolgedessen danach nicht ordnungsgemäß beendet 
werden kann, oder dahin, 

b) dass keine Zollschuld entsteht, da das Versandverfahren 
davon nur auf körperlich existierende Waren anzuwen

den ist, so dass die fehlerhafte Generierung eines Ver
sandvorgangs im NCTS System für Waren, die nicht 
körperlich existieren, nicht zur Erhebung von Zöllen 
führt? 

2. Falls Frage 1a bejaht wird, sind dann die Begriffe „Einfuhr 
von Waren“ in Art. 4 Nr. 10 und „Waren“ in Art. 204 Abs. 
1 Buchst. a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates 
vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften so auszulegen, dass der Begriff sowohl kör
perlich existierende Waren als auch Waren umfasst, die 
nicht körperlich existieren? 

( 1 ) ABl. L 302, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Cour de cassation 
(Frankreich), eingereicht am 29. Juni 2009 — DHL 

Express France SAS/Chronopost SA 

(Rechtssache C-235/09) 

(2009/C 205/46) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour de cassation 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführerin: DHL Express France SAS 

Rechtsmittelgegnerin: Chronopost SA 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 98 der Verordnung (EG) Nr. 40/94 vom 20. De
zember 1993 ( 1 ) dahin auszulegen, dass das von einem Ge
meinschaftsgericht ausgesprochene Verbot von Rechts we
gen im gesamten Gemeinschaftsgebiet wirkt? 

2. Ist das Gericht, falls diese Frage verneint wird, berechtigt, 
speziell dieses Verbot auf das Gebiet anderer Staaten, in 
denen die Markenverletzungen begangen werden oder dro
hen, zu erstrecken? 

3. Gelten in beiden Fällen die Zwangsmaßnahmen, die das 
Gericht nach Maßgabe seines innerstaatlichen Rechts ergän
zend zu dem Verbot getroffen hat, im Gebiet der Mitglied
staaten, in denen das Verbot Wirkung entfalten würde?
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